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Ausnahme von diesem Grundsatz ist nur im Privat­
klageverfahren zulässig, weil dieses Verfahren selbst 
durch Vergleich beendet werden kann (§ 4 der Zweiten 
Durchführungsbestimmung vom 28. August 1956 zur 
StPO [GBl. I S. 689]).

Die Vorschriften über das V e r s ä u m n i s v e r ­
f a h r e n  (§§ 330 ff. ZPO) sind nicht anwendbar, eben­
sowenig die Vorschriften über den Erlaß des An­
e r k e n n t n i s u r t e i l s  (§ 307 ZPO). Es wäre mit der 
Verpflichtung des Gerichts, von Amts wegen alles zu 
tun, was zur Erforschung der Wahrheit notwendig ist 
(§ 200 StPO), nicht zu vereinbaren, wenn man bei der 
Entscheidung über den geltend gemachten Schadens­
ersatzanspruch, die ein Teil des Strafverfahrens ist, An­
erkenntnis und das fiktive Zugeständnis als Folge der 
Säumnis des Verklagten (§ 331 Abs. 1 ZPO) zulassen 
wollte. Damit wäre die Gefahr unrichtiger oder sogar 
widersprüchlicher Feststellungen des Sachverhalts ge­
geben. Der Ausschluß der Grundsätze des Versäumnis­
verfahrens und des Anerkenntnisurteils hindert nicht 
die Durchsetzung von Schädensersatzansprüchen im Ver­
fahren gegen Flüchtige (§§ 236 ff. StPO).

W i d e r k l a g e n  des Angeklagten (§ 33 ZPO), Haupt­
oder Nebeninterventionen (§§ 64 ff. ZPO) oder Zwischen­
feststellungsklagen (§ 280 ZPO) sind nicht zulässig, da 
diese mit dem strafprozessualen Charakter des An­
schlußverfahrens nicht vereinbar sind.

Der Erlaß von T e i l u r t e i l e n  über den Schadens- 
ersatzansprüch (§ 301 ZPO) ist dagegen möglich, wenn 
der Angeklagte wegen des diesem Teil des Anspruchs 
zugrunde liegenden Verhaltens verurteilt wird.

Aus der Pflicht des Gerichts zur Erforschung der 
objektiven Wahrheit ergibt sich, daß es eine dem Er- 
mittliingsergebnis entsprechende Änderung des ur­
sprünglich gestellten Antrages der Höhe nach auch noch 
in der Hauptverhandlung zuzulassen hat. Überhaupt 
hat das Gericht stets auf eine abschließende Erledigung 
des geltend gemachten Anspruchs hinzuwirken.

Das Verfahren nach § 268 StPO verfehlt im wesent­
lichen seinen Zweck, wenn es nur zur t e i 1 w e i s e n 
E r l e d i g u n g  des geltend gemachten Anspruchs führt. 
Vermieden werden muß der oft zu beobachtende Fehler 
der Gerichte, nur über den Grund des Anspruchs zu 
entscheiden und wegen der Entscheidung über die Höhe 
des Anspruchs die Klage gemäß § 270 StPO an das 
zuständige Zivilgericht zu verweisen, obwohl die Höhe 
ohne besondere Schwierigkeiten hätte festgestellt wer­
den können. Eine solche Unterlassung läßt erkennen, 
daß das Strafgericht die Höhe des schuldhaft ver­
ursachten Vermögensschadens fehlerhaft nicht oder in 
ungenügendem Maße bei der Bemessung der Strafe 
berücksichtigt.

VI.

Form und Inhalt des Urteils

1. Wird der Schadensersatz dem Grunde und der 
Höhe nach zuerkannt, so ist der Betrag im U r t e i l s ­
t e n o  r genau anzugeben. Wird nur über den Grund 
des Anspruchs erkannt, so ist der dem Verletzten aus 
der Straftat entstandene Anspruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt zu erklären.

Ein Feststellungsurteil (vgl. oben zu IV Ziff. 4) darf 
nur ergehen, wenn die Voraussetzungen des § 256 
ZPO gegeben sind, also nicht soweit Verurteilung zur

Leistung des Schadensersatzes möglich ist. Ergeht ein 
Feststellungsurteil, so ist festzustellen, daß der An­
geklagte verpflichtet ist, dem Verletzten den ihm aus 
der Straftat entstandenen Schaden zu ersetzen.

Die Verurteilung mehrerer Angeklagter als Gesamt­
schuldner ist in der Urteilsformel auszusprechen.

Die Person des Verletzten, dem der Anspruch zu­
gebilligt wird, ist mit Namen, Wohnort und — soweit 
möglich — auch Berufsstellung zu bezeichnen. Das 
gleiche gilt gegebenenfalls für seinen gesetzlichen Ver­
treter. Ist eine juristische Person verletzt, so ist diese 
mit Namen, Sitz und Angabe ihrer gesetzlichen Ver­
treter zu bezeichnen.

Erfolgt eine Bestrafung des Angeklagten aus den 
Gründen des § 9 StEG nicht, so ist gleichwohl über den 
Schadensersatzanspruch materiell zu entscheiden, da in 
diesen Fällen keine Freisprechung erfolgt und infolge­
dessen die Voraussetzungen des § 271 Satz 1 StPO nicht 
gegeben sind. Eine Verurteilung ist nach der Fest­
stellung, daß der Angeklagte eines Verbrechens schuldig 
ist und von einer Bestrafung abgesehen wird, aus­
zusprechen.

Im Falle eines Freispruchs des Angeklagten ist auch 
die Abweisung des Antrages in die Urteilsformel auf­
zunehmen.

Wird der Angeklagte nach § 221 Ziff. 4 StPO 
freigesprochen, so ist in der Urteilsformel aus­
zusprechen, daß der Antrag als im Strafverfahren nicht 
verfolgbar abgewiesen wird. Dasselbe gilt bei Frei­
spruch nach § 221 Ziff. 1 StPO, sofern der Freispruch 
erfolgt ist, weil der für die Verurteilung erforderliche 
Vorsatz verneint wird, jedoch fahrlässige nichtstrafbare 
Begehung möglich ist (z. B. fahrlässige Sachbeschädi­
gung).

Die Urteilsformel muß auch die nach § 273 StPO 
notwendige Kostenentscheidung enthalten.

2. Wenngleich auf den Inhalt des Urteils die Vor­
schriften des. § 313 ZPO nicht anwendbar sind, so 
müssen doch die U r t e i l s g r ü n d e ,  wenn auch in 
knapper Fassung, die gesetzliche Berechtigung des zu­
erkannten Schadensersatzanspruchs einwandfrei er­
kennen lassen. x

Ergibt sich die Tat, durch die der Antragsteller ver­
letzt wurde, und die den Grund des Schadensersatz­
anspruchs bildet, aus der Begründung des Strafurteils, 
so bedarf es nicht der Wiederholung oder besonderen 
Kennzeichnung in der Begründung der Verurteilung. 
Dagegen müssen die verletzten zivilrechtlichen Vor­
schriften, auf denen der Schadensersatzanspruch beruht, 
angegeben werden.

Die Feststellung des Anspruchs dem Grunde nach 
setzt den ausreichenden Nachweis voraus, daß dem 
Verletzten ein Schaden aus der Straftat entstanden ist; 
die Tatumstände sind anzugeben. Ist der Anspruch auch 
dem Betrage nach zur Entscheidung reif, so darf eine 
Verurteilung nur dem Grunde nach nicht ausgesprochen 
werden.

Wird ein mitwirkendes Verschulden des Verletzten 
festgestellt, das dessen Anspruch ausschließt oder 
mindert (§ 254 BGB), so müssen die Gründe hierfür 
dargelegt werden. Das gleiche gilt, wenn ein vom An­
geklagten geltend gemachtes mitwirkendes Verschulden 
des Verletzten verneint wird.


